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Schadensersatzanspruch eines
ökologisch wirtschaftenden Landwirts
gegen den benachbarten Landwirt wegen
der Beeinträchtigung der Ernteprodukte
durch die Anwendung von Herbiziden
Das Oberlandesgericht Rostock (OLG) spricht in seinem Urteil
vom 20. 7. 2006,Az.: 7 U 117/04, abgedruckt in Natur und Recht
2006, 806 ff., den Betreibern von ökologischem Landbau – die
Kläger – einen Schadensersatz gegen einen angrenzenden Land-
wirt, der seinen Betrieb in Form einer Gesellschaft führt – die
Beklagte – zu. Das Landgericht Rostock als erste Instanz hatte
die Klage abgewiesen.
Die Beklagte hatte am 25. und 26. August 2001 die Pflanzen-
schutzmittel NIMBUS und BRASAN, jeweils mit demWirkstoff
Clomazone, gespritzt. Einen Monat später beobachteten die Klä-
ger Verfärbungen, den so genannten Bleaching-Effect, bei Vo-
gelmiere, Taubnessel undAmpfer. Dies sind die so genannten In-
dikatorpflanzen, weil dort die Effekte festgestellt wurden. Der
zuständige amtliche Pflanzenschutzdienst stellte keinen Verstoß
gegen Anwendungsbestimmungen und gegen die gute fachliche
Praxis fest.Als Ursache wurde eine „möglicheVerfrachtung“ des
Wirkstoffes „vermutet“. Die Kläger unterrichteten hiervon den
Kontrollverband für den ökologischen Landbau, der Boden- und
Pflanzenproben entnahm und den Klägern die Vermarktung der
ökologisch erzeugten Produkte untersagte. Bei den Boden- und
Pflanzenproben war der Wirkstoff Clomazone nicht bestimmbar,
das Vermarktungsverbot wurde am 30. 10. 2001 aufgehoben. Die
Kläger verlangten Schadensersatz unter anderem für den entgan-
genen Gewinn durch das 1-monatige Vermarktungsverbot und
für die Rechtsanwaltskosten.
Das Landgericht Rostock hat die Klage abgewiesen, die Beru-
fung gegen dieses Urteil hatte dem Grunde nach und in der Höhe
des geltend gemachten Schadensersatzes teilweise Erfolg.
Das OLG bejaht eine Eigentumsverletzung im Sinne des § 823
Abs. 1 BGB. Die festgestellten Störungen des organischen
Wachstums der Indikatorpflanzen durch den so genannten Blea-
ching-Effect stellen eine Eigentumsverletzung dar. Trotz der ne-
gativen Analysenwerte liegt eine Verletzung des Eigentums im
Sinne des § 823 Abs. 1 BGB vor. Nach der Rechtsprechung des
BGH kann eine Eigentumsverletzung nicht nur durch eine Be-
einträchtigung der Sachsubstanz, sondern auch durch eine Ein-
wirkung auf die Nutzungs- und Verkaufsfähigkeit der Sache er-
folgen (vgl. z. B. BGH, Urteil v. 25. 10. 1988 – VI ZR 344/97,
BGHZ 105, 346). Mögliche Verunreinigungen des Gemüses und
der Kartoffeln mit im ökologischen Anbau nicht zugelassenen
Pflanzenschutzmitteln sieht das OLG als ausreichend an. Die
möglichen Verunreinigungen reichen aus, bis zur Klärung des
Befundes das Biosiegel abzuerkennen und ein Vermarktungsver-
bot auszulösen.
Die Kausalität sieht das Gericht darin, dass die Beklagte zu-
gestanden hat, auf den den Klägern benachbarten Feldern dieAn-
wendung der Pflanzenschutzmittel NIMBUS und BRASAN mit
dem Wirkstoff Clomazone angewendet zu haben. Das Sichtbar-
werden von Schäden, der so genannte Bleaching-Effect, bis zu
einer Entfernung von 200 m sei bekannt, die Ursache könne nicht
von weiter entfernten Feldern stammen. Bei einem der streitge-
genständlichen Fälle seien das Feld der Kläger sowie die an-
grenzenden Felder des Beklagten auch teilweise von Wald und
der angrenzenden Ortschaft begrenzt. Der pauschale Hinweis der
Beklagten auf eine mögliche Verursachung durch Dritte sei
durch diese Indizien nicht ausreichend.
Die Beklagte handelte rechtswidrig, auch unter Berücksichti-
gung der nachbarschaftlichen Sonderbestimmungen der §§ 906 f
BGB. Es liegt eine so genannte „ähnliche Einwirkung“ bei der
Anwendung von chemischen Pflanzenschutzmitteln vor, die
dann auf die landwirtschaftlichen Grundstücke der Kläger ge-
langt sind. Das Gericht setzt sich in den Gründen auch damit aus-
einander, ob eine nur unwesentliche Beeinträchtigung vorliegt,
die die Klägerin dann im Sinne von § 906 BGB dulden müsste,
die Rechtswidrigkeit entfiele dann. Diese Beurteilung hängt da-
von ab, in welchem Ausmaß die Benutzung nach der tatsächli-
chen Zweckbindung des Grundstücks gestört wird. Die Kläger
müssten diese ähnliche Einwirkung dulden, wenn sich die Be-
einträchtigung als Folge einer ortsüblichen Benutzung des
Grundstücks der Beklagten darstellt. Die Beklagte darf unzwei-
felhaft ihre Fläche in konventioneller Weise bewirtschaften,
muss aber eine Schädigung benachbarter Flächen, insbesondere
durch das Einhalten der guten fachlichen Praxis, verhindern. Die
Beweislast hierfür trägt die Beklagte (vgl. BGH, Urteil v. 18. 9.
1984, BGHZ 92,143). Die Beklagte als Emittentin hat Maßnah-
men zur Verhinderung von Belastungen zu treffen, die technisch
möglich und einem durchschnittlichen Besitzer dieser Emissi-
onsquelle wirtschaftlich zumutbar sind.
Das Gericht kommt zu dem Ergebnis, dass es der Beklagten
nicht gelungen ist darzulegen und nachzuweisen, dass sie die
zumutbaren Vorkehrungen getroffen hat, um eine Schädigung
der Nachbarfläche zu verhindern. Das Gericht stützt sich auf die
Ausführungen des Sachverständigen. Der Sachverständige hebt
darauf ab, dass das Bundesamt für Verbraucherschutz und Le-
bensmittelsicherheit (BVL) spezielle Anwendungshinweise im
Umgang mit dem Herbizid NIMBUS und BRASAN gegeben
hat, nämlich dieAnwendung des Pflanzenschutzmittels bei zu er-
wartenden Tageshöchsttemperaturen von mehr als 25 °C auf ei-
nen Zeitraum vor einer längeren abendlichen Abkühlungsperi-
ode mit Temperaturen unter 25 °C am Anwendungsort zu verle-
gen. Die Anwendung des Pflanzenschutzmittels ist auf beiden
Feldern der Beklagten vormittags am 25. 8. und 26. 8. 2001 er-
folgt. An beiden Tagen war nach der Wettervorhersage mit höhe-
ren Temperaturen als 25 °C zu rechnen. Dass die Temperaturen
am 25. 8. 2001 tatsächlich unter 25 °C geblieben sind, war durch
die Beklagten nicht vorhersehbar. Zudem kann mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit angenommen werden, dass der
Grenzwert von 25 °C, ab dem ein thermisches Ausgasen der
Pflanzenschutzmittel ermöglicht wird, auf die Anwendungs-
fläche infolge der ungeschützten Sonneneinstrahlung an beiden
Tagen überschritten worden ist.
Bei der Prüfung des Schuldvorwurfs kommt das Gericht zur
leichten Fahrlässigkeit. Leichte Fahrlässigkeit setzt voraus, dass
der Haftungstatbestand für die Beklagte vorhersehbar gewesen
war, der konkrete Ablauf in seinen Einzelheiten muss nicht be-
kannt gewesen sein. Den Mitarbeitern der Beklagten, für deren
betriebsbedingte Handlungen die Beklagte gem. § 831 Abs. 1
BGB einstehen muss, musste aufgrund langjähriger landwirt-
schaftlicher Erfahrungen auch schon aus „Vorwendezeiten“ be-
wusst sein, dass das Ausbringen von Pflanzenschutzmitteln eine
Gefährdung der Umwelt darstellt und ein nicht unbedeutendes
Risiko für die angrenzenden ökologisch bewirtschafteten
Flächen bedeutet. Den Mitarbeitern musste bei Anwendung der
von ihnen zu erwartenden Sorgfalt auch ohne Kenntnis der che-
mischen Abläufe klar sein, dass Risiken zu minimieren waren
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und dass dieses Risiko bei einer Anwendung von Herbiziden in
den Abendstunden geringer ausfällt. Das Gericht hebt in seiner
weiteren Argumentation noch auf die so genannte „Learned-
Hand-Formel“ (vgl. Palandt/Heinrichs, BGB-Kommentar,
65. Auflage, § 276 Rdnr. 19) ab, da der mit der Verlagerung der
Anwendung der Herbizide in den Abendstunden verbundene
Aufwand deutlich geringer einzuschätzen war als der in seinem
Umfang nicht abschätzbare Schaden auf den Flächen der Kläge-
rin. Es kommt deshalb auch nicht mehr darauf an, dass der Be-
klagten vom zuständigen Landespflanzenschutzamt die Einhal-
tung der guten fachlichen Praxis bescheinigt wurde.
Das Gericht setzt sich in den weiteren Ausführungen mit dem
geltend gemachten Schadensumfang auseinander, insbesondere
zu dem notwendigen Vortrag der Klägerin, um den entgangenen
Gewinn infolge der Untersagung der Vermarktung zu berechnen.
Anmerkungen:
Das OLG setzt sich mit dem Nebeneinander der verschiedenen
Bewirtschaftungsformen – konventionelle und ökologische Be-
wirtschaftung – auseinander. Die möglichen Verunreinigungen
des Gemüses und der Kartoffeln mit den im ökologischenAnbau
nicht zugelassenen Pflanzenschutzmitteln sieht das Gericht als
Schaden an, da der so genannte Bleaching-Effect bei den Indika-
torpflanzen zu dem vorübergehenden Verlust des BIO-Siegels
führt. Bei dem Erntegut selbst sind diese Bleaching-Effecte nicht
aufgetreten. Rückstände des Wirkstoffs dieses Pflanzenschutz-
mittels in dem Erntegut konnten offensichtlich auch nicht nach-
gewiesen werden.
Diese Schlussfolgerung des Gerichts erscheint bedenklich, da
der Nachweis der tatsächlichen Beeinträchtigung nicht geführt
werden konnte. Eine Vorsorgemaßnahme durch die Aberken-
nung des BIO-Siegels stellt grundsätzlich noch keinen Schaden
dar, zumal diese Maßnahme im privatrechtlichen Raum angesie-
delt ist. Selbst wenn die Untersagung der Vermarktung der Er-
zeugnisse als ökologische Produkte durch den Kontrollverband
als eine hoheitliche Aufgabe wahrgenommen wurde (vgl. Urteil
des VGH München vom 19. 12. 2005, Az.: 19 N 04. 1774, Natur
und Recht 2007, 67 ff.), wären die landwirtschaftlichen Erzeug-
nisse nicht von vornherein unvermarktbar gewesen. Es bestand
allenfalls die Sorge, die Produkte nicht als ökologisch erzeugt
vermarkten zu können. Die vom Gericht zitierten Entscheidun-
gen erscheinen auch nicht vergleichbar. Der BGH nimmt eine Ei-
gentumsverletzung beim Fischzüchter an, weil mit demAntibio-
tikum Chloramphenicol kontaminiertes Fischfutter von dem
Dritten geliefert und verfüttert wurde und daraufhin ein behörd-
liches Verkaufsverbot auch für die nicht durch das Antibiotikum
kontaminierten Fische verhängt wurde. In diesem Fall konnte
eine tatsächliche Kontamination eines Teils der Fische nachge-
wiesen werden, darauf gründet das 30-tägige behördliche Ver-
kaufsverbot, das den Schaden auslöste (vgl. BGH, Urteil v.
25. 10. 1988 – VI ZR 344/87, BGH Z 105/346). Die Aberken-
nung des BIO-Siegels gründet auf einen Verdacht ausgelöst
durch den Bleaching-Effect bei den so genannten Indikator-
pflanzen, das geerntete Gemüse und die Kartoffeln sind jedoch
nicht betroffen. Bei der zweiten zitierten Entscheidung des BGH
(BGH, Urteil v. 21. 11. 1989 – VI ZR 350/88, NJW 1990, 908)
geht es ebenfalls um eine tatsächlich in seiner Beschaffenheit be-
einträchtigte Ware, nämlich um einen nach Kork schmeckenden
Wein.
Die vom Gericht einbezogenen Ausführungen des Sachver-
ständigen als Nachweis, dass die Beklagte nicht die notwendigen
Vorkehrungen zur Verhinderung der Schädigung der Nachbar-
fläche getroffen hat, legen eine Anwendungsbestimmung des
BVL zugrunde, die erst nach dem schädigenden Ereignis im Jahr
2002 für die streitgegenständlichen Pflanzenschutzmittel ange-
ordnet wurde. Das BVLhat für BRASANund NIMBUS erstmals
im Jahr 2002 die Anwendungsbestimmung NT 125 vorgeschrie-
ben. Die Anwendungsbestimmung hat folgenden Wortlaut: Die
Anwendung des Mittels ist bei zu erwartenden Tageshöchst-
temperaturen von mehr als 25 °C Lufttemperatur, gemessen an
einer geeigneten Wetterstation (z. B. des amtlichen Pflanzen-
schutzdienstes oder des Deutschen Wetterdienstes), auf eine län-
gere abendliche Abkühlungsperiode mit Temperaturen unter
25 °C am Anwendungsort zu verlegen.
Das Gericht wirft der Beklagten auch leichte Fahrlässigkeit
vor, weil der Beklagten auch ohne Kenntnis der einzelnen Ab-
läufe bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln bewusst
sein hätte müssen, dass Risiken zu minimieren sind und diese bei
Anwendung von Herbiziden in den Abendstunden geringer aus-
fallen. Dieses vom Gericht angenommene Allgemeinwissen ist
weder aus der guten fachlichen Praxis gem. § 6 Abs. 1 S. 1 Pfl-
SchG herzuleiten noch entsprach dieser Wissensstand zum Zeit-
punkt derAnwendung dem Stand vonWissenschaft und Technik.
Ein derartiger genereller Grundsatz bei derAnwendung von Her-
biziden besteht nicht.Auch dieAnwendungsbestimmung NT125
wurde für die Mittel BRASAN und NIMBUS erst im Jahr 2002
festgesetzt.
Die Gebrauchsanweisung bei dem Mittel NIMBUS enthielt
wohl zu dem Zeitpunkt des schädigenden Ereignisses den Hin-
weis: Zur Vermeidung von Abdrift bei Witterungsbedingungen
mit hohen Tagestemperaturen ist die Spritzung in den frühen
Morgen- oder späten Abendstunden zu verlegen. Nach dem
Sachverhalt hat aber gerade die Beklagte zugestanden, das Pflan-
zenschutzmittel NIMBUS am 25. 08. 2001 in der Zeit zwischen
8:00 Uhr bis 10:00 Uhr und am 26. 8. 2001 im Zeitrahmen von
5:00 Uhr bis 8:30 Uhr gespritzt zu haben. Eine leichte Fahrläs-
sigkeit hätte möglicherweise der Beklagten insoweit gemacht
werden können, weil sie das Pflanzenschutzmittel NIMBUS am
25. 8. 2001 zwischen 8:00 Uhr und 10:00 Uhr spritzte. Das Ge-
richt hebt jedoch nicht darauf ab. Zum anderen dürfte der Begriff
„frühe Morgenstunden“ und „Witterungsbedingungen mit hohen
Tagestemperaturen“ zu unbestimmt sein, um daran einen Schuld-
vorwurf zu knüpfen. Eine näher konkretisierende Anwendungs-
bestimmung, nämlich NT 125, wurde deshalb auch vom BVL im
Jahr 2002 festgesetzt. G. GÜNDERMANN (Braunschweig)
Neues vom Maiszünsler
(Ostrinia nubilalis) in Sachsen
Als Maisschädling tritt der Maiszünsler in Sachsen erst seit 1995
auf. Vorher konnte er im Mais nicht festgestellt werden. In Licht-
fallenfängen im Leipziger Raum, die vom Pflanzenschutzdienst
ab 1969 bis 1994 durchgeführt worden sind, war der Zünsler aber
alljährlich in geringen Stückzahlen vertreten. Auch in älterer Li-
teratur, z. B. bei SCHÜTZE (1899), findet sich kein Hinweis auf ein
Vorkommen an dieser Kulturpflanze. Sehr wahrscheinlich hat
die den Mais befallende Z-Rasse des Zünslers erst in den 90er
Jahren des vorigen Jahrhunderts von Sachsen-Anhalt aus den
Nordwesten Sachsens erreicht. Seitdem ist der Schädling in ste-
ter Ausbreitung begriffen und inzwischen bis Ostsachsen vorge-
drungen. Da in Südwestpolen schon vor rund 50 Jahren starker
Befall im Mais festgestellt worden war (KANIA 1961, 1969),
wurde auch eine Zuwanderung aus östlicher Richtung in Erwä-
gung gezogen. Die Tatsache, dass der Zünsler in Ostsachsen erst
seit 2001 im Mais schädigend auftritt, spricht aber eindeutig da-
gegen.
Bis zum Jahr 2006 waren rund 80% der Maisanbaufläche in
Sachsen befallen. Der Anteil stark befallener Schläge hat, wenn
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auch etwas diskontinuierlich, ebenfalls deutlich zugenommen.
Besonders in den letzten beiden Jahren erreichte der Befallsgrad
auf einigen Feldern 70 bis 96 %. Der Raupenbesatz war stellen-
weise mit bis fünf Raupen pro Pflanze sehr hoch. Im Befallsaus-
maß existiert ein Nord-Süd-Gefälle. Bisher galt der Maiszünsler
in Deutschland zu Recht als monovoltine Art. Im Jahr 2006
konnte in Sachsen erstmals eine zweite Generation nachgewie-
sen werden. Am Standort Großwig im Kreis Torgau-Oschatz
wurden am 24. August und am 19. September leere Puppenhül-
len sowie am erstgenannten Tag ein im Schlupf begriffener Fal-
ter in befallenen Maispflanzen gefunden. Auf einem Maisschlag
im Kreis Delitzsch gelang am 13. September ebenfalls der Fund
leerer Puppenhüllen des Zünslers in Maisstoppeln.
Der Flugverlauf an der Lichtfalle Großwig in Abbildung 1
lässt das Auftreten einer partiellen zweiten Generation ebenfalls
klar erkennen.An diesem Standort fand ein außerordentlich star-
ker Flug statt mit dem absoluten Flughöhepunkt für die erste Ge-
neration von 292 Faltern am 25. Juni. Am 17. August erreichte
die zweite Generation mit 118 Tieren ihr Flugmaximum. Insge-
samt wurde die enorme Anzahl von 4458 Maiszünslern gefan-
gen. Das :-Verhältnis war mit 1,25:1 stark zu Gunsten der
Weibchen verschoben. Das ist für Lichtfangergebnisse nicht un-
gewöhnlich. Zwar dominierten zu Beginn beider Generationen
zunächst die Männchen. Ab den Flugmaxima überwogen dann
an fast allen Fangtagen bis zum Flugende die Weibchen. DerAn-
teil der Falter der zweiten Generation am Gesamtfang betrug
16,4 %.
Auf dem Maisschlag am Lichtfallenstandort wurden am
29. Juni bereits 10 Eigelege auf 100 Pflanzen gefunden. Bei der
Suche nach den Eiablagen flogen an diesem Tag zahlreiche
Zünsler auf. Innerhalb der folgenden Woche war der primäre
Lochfraß auf den Blättern vieler Pflanzen durch die ersten bei-
den Raupenstadien sowie viele weitere Eiablagen unübersehbar.
Da trotzdem keine Bekämpfungsmaßnahme durchgeführt
wurde, musste mit einem starken Befall gerechnet werden. Die
Bonitur am 24. August ergab einen Befallsgrad von 70% der
Pflanzen. Besonders auffallend war, dass viele Pflanzen zu die-
sem Zeitpunkt das BBCH 50 noch nicht überschritten hatten. Ihr
Wachstum stagnierte auf dem sehr leichten Sandboden des Fel-
des infolge der anhaltenden Juli-Hitze noch immer. Starker Fraß
zahlreicher Raupen in der Blatttüte mit nachfolgender Fäulnis
verhinderte vielfach die Entfaltung der generativen Phase völlig.
Dabei ist zu bedenken, dass durch den Lichtfang mehrerer Tau-
send Maiszünsler ein 100%iger Befall verhindert worden sein
dürfte.
Ende August konnten auch einige Eigelege der zweiten Gene-
ration gefunden werden. Sie waren mit höchstens 10 Eiern recht
klein. Der Durchschnittswert bei der bisher einbrütigen Genera-
tion in Sachsen betrug 27 Eier pro Gelege mit einer Schwan-
kungsbreite zwischen 5 und 60 Stück. Im Verlauf des Monats
September wurden hin und wieder L2- und L3-Raupen vor allem
an den Maiskolben fressend angetroffen. Sie sind eindeutig der
zweiten Generation zuzurechnen. Das stimmt auch mit den Be-
obachtungen amerikanischer Autoren überein, wonach die Rau-
pen dieser im südlichen Nordamerika vollständigen Generation
überwiegend die Kolben besiedeln.
An anderen potentiellen Wirtspflanzen sowohl der ersten als
auch der zweiten Generation, wie Sonnenblumen oder Lupinen
in der Nähe, ließ sich keinerlei Befall nachweisen. Das gilt auch
für die Triebe benachbarter Pflaumen- und Apfelbäume, die aus
der Literatur als aberrante Wirtspflanzen bekannt sind. Ob das
Auftreten der zweiten Generation 2006 rein witterungsbedingt
war oder erstmals eine bivoltine Population des Maiszünslers
eingewandert ist, kann derzeit nicht entschieden werden. Wahr-
scheinlicher ist wegen der hohen Julitemperaturen die erste Mög-
lichkeit. Im Jahr 2003 mit ähnlicher Witterungskonstellation und
bereits Ende Juli ausgewachsenen Raupen setzte allerdings die
Diapause ein und eine Verpuppung im Sommer fand nicht statt.
Es konnte in den letzten beiden Jahren und auch schon 2003
wiederholt beobachtet werden, dass in an später stark befallene
Maisfelder grenzender Ruderalvegetation (neben verschiede-
nen Gräsern Weißer Gänsefuß, Knötericharten, Disteln, Beifuß
und andere) zahlreiche Maiszünsler beiderlei Geschlechts aufge-
scheucht werden konnten. In Großwig ließ sich 2006 in solchen
Pflanzenbeständen die Präsenz der Falter sowohl der ersten als
auch der zweiten Generation gut verfolgen. Es handelt sich hier
um Habitate, in denen die Kopulation stattfindet, denn in ihnen
wurden beide Geschlechter angetroffen. Von ihnen aus fliegen
die befruchtetenWeibchen zur Eiablage in die Maisbestände. Ein
reger Falterflug in solchen Pflanzenbeständen und natürlich auch
im Mais selbst kann neben den Ergebnissen der Eiablagekon-
trollen ein weiterer Anhaltspunkt für die Notwendigkeit von
Bekämpfungsmaßnahmen sein. Dieser Aspekt bedarf aber wei-
terer Untersuchungen, ehe konkretere Aussagen zu seiner Rele-
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Abb. 1. Flugverlauf des
Maiszünslers an der
Lichtfalle Großwig im
Jahr 2006.
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vanz für die Maiszünsler-Überwachung getroffen werden kön-
nen.
Im Hinblick auf ackerbauliche Gegenmaßnahmen wurde
nach der Ernte von Silomais untersucht, wo sich die verbliebe-
nen Raupen in den Stoppeln befinden. Überraschenderweise
hielten sich die Raupen im September/Oktober 2006 auf mehre-
ren Schlägen zu 50 bis 54 % im untersten Stängelstück noch un-
terhalb der Stützwurzeln auf. Das bedeutet, dass etwa die Hälfte
der Raupen selbst durch bodennahes Häckseln der Stoppeln nicht
erfasst werden kann. Deshalb ist, wenn Erosionsschutzgründe
nicht entgegenstehen, ein sauberes Unterpflügen der Stoppel-
reste erforderlich, um eine weitgehende Dezimierung des Schäd-
lings zu erreichen.
Nach seiner Einschleppung nach Nordamerika hat sich der
Maiszünsler dort als außerordentlich polyphag erwiesen. Neben
dem Mais wird in einigen Bundesstaaten der USA auch die Kar-
toffel so stark befallen, dass Insektizidbehandlungen notwendig
sind. Dagegen ist die Anzahl der Wirtspflanzen im europäischen
Herkunftsgebiet überschaubar. Als seit langem bekannte weitere
wichtige und wohl ursprüngliche Wirtspflanze erwies sich am
oben erwähnten Lichtfallenstandort, aber auch an vielen Feldrän-
dern anderer Maisschläge der Gemeine Beifuß (Artemisia vulga-
ris). Der Befall war mit 3 Raupen pro Pflanze zumTeil sehr stark.
Mitunter kamen Raupen des Wicklers Eucosma metzneriana in
denselben Stängeln vor.
Erstmalig für Sachsen traten 2006 die Raupen des Maiszüns-
lers wie in Südeuropa als Schädlinge an Gemüsepaprika auf. Ein
in Dresden unter Folie kultivierter Bestand wurde erheblich ge-
schädigt. Dagegen ist in den sächsischen Hopfenanlagen bisher
noch kein Befall bekannt geworden.Auch die Kartoffel wird bis-
her gemieden. Das Sudangras (Sorghum sudanense) und die
Zuckerhirse (Sorghum bicolor var. saccharatum), die versuchs-
weise als Energiepflanzen angebaut werden, dienten in den letz-
ten drei Jahren hin und wieder als Wirtspflanzen. Vereinzelt er-
folgten auch Eiablagen an der Hühnerhirse (Echinochloa crus-
galli) im Maisbestand. Die Entwicklung der Raupen in dieser
Grasart konnte aber nicht beobachtet werden.
Vom Trichogramma-Einsatz abgesehen, wurde den natürli-
chen Gegenspielern des Maiszünslers seit den intensiven Un-
tersuchungen amerikanischer und europäischer Entomologen in
den zwanziger Jahren des vorigen Jahrhunderts wenigAufmerk-
samkeit zuteil. Sie treten offenbar in der Mehrzahl der Jahre in
nur geringerAbundanz auf. Das gilt auch für die weit verbreitete
Brackwespe Bracon brevicornis, der THOMPSON und PARKER
(1928) in ihrem grundlegenden Beitrag über die in Europa vor-
kommenden Entomophagen des Maiszünslers nur eine unterge-
ordnete Bedeutung zubilligten.Auch ELLINGER und SACHTLEBEN
(1929), ZWÖLFER (1930) und REH (1985) fanden sie nur verein-
zelt als Parasitoid der Raupen. Es war deshalb sehr überraschend,
dass diese polyphage Art im heißen Sommer 2003 auf einigen
Schlägen in Nordwestsachsen eine hohe Sterblichkeit der Züns-
lerraupen verursachte. Auf zwei näher untersuchten Maisfeldern
wurden Mortalitätsraten von 58% und 89% festgestellt. Im Jahr
2004 konnte lediglich eine einzige parasitierte Raupe gefunden
werden. 2005 fehlte B. brevicornis in den Maisfeldern völlig.
Ab Anfang August 2006 trat die Brackwespe auf allen diesbe-
züglich untersuchten 20 sächsischen Maisschlägen auf. Darüber
hinaus konnten auch in Maisstängelproben aus Brandenburg,
Sachsen-Anhalt und Thüringen parasitierte Raupen nachgewie-
sen werden. Die Brackwespe dezimiert die Maiszünslerraupen
auf zweifache Weise. Die Raupen werden durch Anstiche der
Weibchen paralysiert und anschließendmit Eiern belegt. Im Frei-
land können es bis 16 Eier pro L5-Raupe sein. Die nach ein bis
zwei Tagen schlüpfenden Larven fressen gregär an ihren Wirts-
tieren. Sehr häufig stechen die Weibchen Raupen aber nicht nur
zur Eiablage an, sondern auch um Hämolymphe an der Stich-
stelle aufzusaugen. Dieses host feeding steigert die Mortalität der
Wirte erheblich.
Im Jahr 2003 erfolgte die Parasitierung sowohl der mittleren
Raupenstadien L3 und L4 im Bereich des Fahnenknicks und auch
der Altraupen in tiefer gelegenen Internodien des Maisstängels.
Die Weibchen wurden mehrfach im Stängelinneren bei der
Wirtssuche angetroffen. 2006 konzentrierte sich die Parasitie-
rung weitgehend auf in der oberen Stängelhälfte fressende Rau-
pen. Der Parasitierungsgrad war sehr differenziert. Auf Schlä-
genmit sehr hohemRaupenbesatz reichte er selbst mit 52% nicht
aus, um Schäden zu verhindern. Dagegen war die Parasitierung
am 23.August 2006 auf einem Maisfeld nach Steward-Spritzung
(88% Wirkungsgrad) am 12. Juli mit 72% der verbliebenen
Raupen sehr hoch. Dabei ließ sich die Hälfte dieser Mortalität auf
den direkten Fraß der Brackwespenlarven und die andere Hälfte
auf das host feeding zurückführen.
Sowohl 2003 als auch 2006 wurden zahlreiche tote Raupen
ohne offensichtliche Todesursachen zur Untersuchung auf eine
eventuelle Infektion durch die Microsporidie Nosema pyrausta
oder andere Insektenpathogene an das Institut für biologischen
Pflanzenschutz der Biologischen Bundesanstalt für Land- und
Forstwirtschaft (BBA) nach Darmstadt geschickt. Nach KLEE-
SPIES (briefliche Mitteilungen 2003 und 2006) wurden jedoch
solche Pathogene nicht gefunden, so dass dieser Teil der Morta-
lität auf das host feeding durch B. brevicornis zurückgeführt wer-
den kann.
Auf Grund der Tatsache, dass der Parasitoid nur in den beiden
heißen Sommern 2003 und 2006 eine Rolle spielte, ist zu ver-
muten, dass er hohe Temperaturen benötigt, um sich so zu ver-
mehren, dass er einen merklichen Einfluss auf die Populations-
dichte des Maiszünslers nehmen kann. Eine Generation dauert
dann im Freiland nur 14 bis 20 Tage, so dass im Sommer meh-
rere Generationen möglich sind. Parasitierte Raupen wurden
2006 noch bis Mitte September gefunden, allerdings zu dieser
Zeit nur noch vereinzelt. Mit dem Eintritt von Kurztagsbedin-
gungen stellen die Weibchen ihre Reproduktionsaktivität ein,
wie Laborversuche zeigten. Sie überwintern und nutzen im Früh-
jahr unter unseren Bedingungen überwiegend andere Microlepi-
dopteren, durchaus auch in Gehölzhabitaten, als Wirte. Als Hy-
perparasitoid bei B. brevicornis trat ganz vereinzelt die kosmo-
politisch verbreitete Erzwespe Pteromalus semotus auf. In eini-
gen südlichen und östlichen Ländern konnte Bracon brevicornis
mit einigem Erfolg zur biologischen Bekämpfung des Maiszüns-
lers eingesetzt werden. Da die Firma AMW Nützlinge am Auf-
bau einer Massenzucht der Braconide interessiert war, haben wir
ihr eineAnzahl parasitierter Raupen aus Sachsen zumAufbau ei-
ner Massenzucht zur Verfügung gestellt. Erste gezielte Freilas-
sungen in Baden-Württemberg sind für die Saison 2007 geplant.
Als weiterer allerdings weit weniger häufiger Parasitoid der
Maiszünslerraupen erwies sich 2005 und mehr noch 2006 die
Raupenfliege Lydella thompsoni. Ihre Larven leben im Gegen-
satz zu B. brevicornis endoparasitisch. Die Tachine hat zwei Ge-
nerationen im Jahr. Die Überwinterung erfolgt in der Wirtsraupe.
Einige Fliegen schlüpften schon im Oktober, jedoch ist eine Ima-
ginalüberwinterung bei Tachinen bisher nicht bekannt. Die poly-
phage ektoparasitische Ichneumonide Scambus brevicornis
wurde ebenfalls als Parasitoid des Zünslers festgestellt. Ferner
konnten im Herbst 2006 sowohl in Mais- als auch in Beifußstän-
geln einige diapausierende Schlupfwespenkokons gefunden
werden. Ihre Identität lässt sich aber erst nach dem Erscheinen
der Imagines ermitteln.
Auch einige Prädatoren waren als schon bekannte vereinzelte
Vertilger präimaginaler Stadien des Zünslers aktiv. So konnte die
Larve der Florfliege Chrysoperla carnea beim Aussaugen eines
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Eigeleges beobachtet werden. Die kleinen Blumenwanzen Orius
minutus und O. niger saugten L3- und L4-Raupen aus. Schließ-
lich wurde die Elateriden-Larve Hemicrepidius niger an Altrau-
pen fressend angetroffen (det. Klausnitzer). Diese räuberischen
Nützlinge wiesen aber nur geringe Abundanzen auf.
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Protokoll der 41. Sitzung des Wissen-
schaftlichen Beirats der Biologischen
Bundesanstalt für Land- und Forstwirt-
schaft am 21. November 2006 in Braun-
schweig
Am 21. November 2006 trifft sich der Wissenschaftliche Beirat
der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft
(BBA) in Braunschweig zu seiner 41. Sitzung. Der Beiratsvor-
sitzende, Professor Dr. FÜHR, begrüßt die Mitglieder des Wis-
senschaftlichen Beirats in der BBA und erläutert den Hinter-
grund der Beiratssitzung. Die fünfjährige Amtszeit des amtie-
renden Beirats wäre eigentlich 2002 abgelaufen. Die BBA hatte
dem BMELV fristgemäß Vorschläge für die Zusammensetzung
eines neuen Beirats vorgelegt. Das Ministerium hat die Berufung
eines neuen Beirats der BBA jedoch weiterhin verschoben. Eine
Kopie des Erlasses wurde den Beiratsmitgliedern zu ihrer Infor-
mation mit Schreiben vom 29. Oktober 2003 zugeschickt.
Gemäß der Geschäftsordnung des Beirates (§ 2 Abs. 2) üben die
bisherigen Mitglieder ihre Tätigkeit weiter aus, bis ein neuer Bei-
rat berufen wird.
Aktuelle Entwicklungen in der BBA
Der Präsident der Biologischen Bundesanstalt für Land- und
Forstwirtschaft, Dr. BACKHAUS, informiert die Beiratsmitglieder
über wichtige Entwicklungen und Ereignisse in der Anstalt seit
der letzten Zusammenkunft im März 2004.
Personelle Veränderungen in der BBA
Seit der letzten Beiratssitzung im März 2004 sind drei weitere
Institutsleiter in den Ruhestand getreten:
Mit Ablauf des Monats August 2004 ist Herr Dir. und Prof. Pro-
fessor Dr. ULRICH BURTH, Leiter des Instituts für integrierten
Pflanzenschutz und Leiter der Außenstelle der BBA in Klein-
machnow, ausgeschieden. Die kommissarische Leitung des In-
stituts wurde zum 1. September 2004 Herrn WD Dr. agr. habil.
BERND FREIER übertragen. Zum 31. Januar 2006 ist Herr Dir. und
Prof. Prof. Dr. WILFRIED PESTEMER, Leiter des Instituts für Öko-
toxikologie und Ökochemie im Pflanzenschutz der BBA, in den
Ruhestand eingetreten. Mit der kommissarischen Leitung des In-
stituts wurde Herr WOR Dr. DETLEF SCHENKE betraut. Mit Ab-
lauf des Monats Juni 2006 ist auch Herr Dir. und Prof. Dr. JOA-
CHIM MÜLLER aus dem aktiven Dienst als Leiter des Instituts für
Nematologie und Wirbeltierkunde der BBA in Münster ausge-
schieden. Mit der kommissarischen Leitung des Instituts wurde
Herr WD Dr. HANS-JOACHIM PELZ betraut. Damit stehen seit Juli
2006 nunmehr sechs BBA-Institute unter kommissarischer Lei-
tung.
Personelle Veränderungen im BMELV
Mit Ablauf des Monats Juni 2005 ist der langjährige Leiter des
Referates „Pflanzenschutz“ im BMELV, Herr MinR Dr. RALF
PETZOLD, in den Ruhestand getreten. Die BBA hat dies zum An-
lass genommen, um am 28. Juni 2005 in der BBA in Berlin ein
wissenschaftliches Kolloquium zum Thema „Quo vadis Pflan-
zenschutz in Deutschland“ zu veranstalten. Die Leitung des Re-
ferats Pflanzenschutz obliegt nun Frau RegDir’n Dr. KAROLA
SCHORN.
Organisatorische Veränderungen in der BBA
Das BMELV hat im März 2005 entschieden, dass der künftige
Standort Ost der BBA dauerhaft in Kleinmachnow errichtet
wird. Damit wurde dem Beschluss der Unabhängigen
Föderalismuskommission des Deutschen Bundestages, den An-
staltsteil Berlin-Dahlem in das Land Brandenburg zu verlagern,
Rechnung getragen. Die Bundesanstalt für Immobilienangele-
genheiten wurde vom BMELV beauftragt, ein Grundstück in der
Größe von 10 ha zu kaufen. Ein Teil dieses Grundstücks wird von
der BBA bereits genutzt; der andere Teil soll von der Gemeinde
Kleinmachnow gekauft werden. Im Jahr 2006 sind die Baupla-
nungen für Kleinmachnow angelaufen. In einem ersten Schritt
wurde der Raumbedarf aktualisiert und der Bebauungsplan geän-
dert.
Beispiele für Arbeitsschwerpunkte der BBA im Berichts-
zeitraum
Deutschland wird im 1. Halbjahr 2007 die Präsidentschaft im Rat
der Europäischen Union innehaben. Bereits seit Februar 2006
finden hierzu intensive Vorbereitungen statt, in die die BBA ein-
gebunden ist. Die BBA wurde vom BMELV beauftragt, fachli-
che Konzepte für die Vorhaben in den Schwerpunktbereichen
„Pflanzengesundheit“ und „Pflanzenschutz/Pflanzenschutzmit-
tel“, die während der deutschen Präsidentschaft durchgeführt
werden sollen, zu erstellen. In der BBA wurden für die beiden
Schwerpunktbereiche Projektgruppen gebildet, die sich mit die-
ser Aufgabe befassen.
Arbeitsschwerpunkte im Bereich „Pflanzenschutz/Pflanzen-
schutzmittel“ sind:
 Verordnung für das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmit-
teln (Revision der RL 91/414/EWG)
 Richtlinie für die nachhaltige Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln (Thematische Strategie).
Arbeitsschwerpunkte im Bereich „Pflanzengesundheit“ sind:
 Vorbereitung und Abstimmung der EU- Position für die Mit-
gliedstaatenkonferenz des IPPC (ca. 50 Dokumente mit ca. 5
Standards)
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 EG-Bekämpfungsrichtlinie Kartoffelzystennematoden (Ziel:
Verabschiedung der RL im EU-Ministerrat)
 Arbeiten für die „EU-Leiter der Pflanzengesundheitsdienste“
(strategische Ausrichtungsgruppe)
– Forschungskoordination und nationale Referenzlabore
– EU Harmonisierung der Transit/Reexportverfahren
– Regionalisierung
– Befallsfreie Gebiete
– Organisation einer Exkursion der Gruppe nach Deutsch-
land.
Mit dem am 26. 8. 2006 in Kraft getretenen Mittelstandsentlas-
tungsgesetz (BGBl I S. 1970 ff) wurde das Chemikaliengesetz in
§ 12jAbs. 2 geändert. Damit wurde der BBAdie Mitwirkung für
den Bereich Wirksamkeit im Rahmen des Zulassungsverfahrens
für Biozid-Produkte eingeräumt. Diese Aufgabe, die im Chemi-
kaliengesetz (§ 12j Abs. 2 S. 2) festgelegt ist, hatte bisher das
BVL wahrgenommen. Da das Gesetz keine Übergangsregelun-
gen vorsieht, muss die BBA auch die laufenden Arbeiten über-
nehmen. In der BBA wurde eine Projektgruppe damit beauftragt
zu klären, wie die der BBA im Rahmen des Zulassungsverfah-
rens für Biozid-Produkte übertragenen fachlichen und admini-
strativenArbeiten effektiv erledigt werden können. Ein Mehrbe-
darf an Personal lässt sich jetzt schon feststellen.
Seit Juni 2006 präsentiert sich die BBA mit einem neuen In-
ternetangebot. Das Online-Angebot der BBA wurde auf das Re-
daktionssystem „Government Site Builder (GSB)“ umgestellt.
Der Government Site Builder ist im Rahmen der BundOnline-
Initiative für die Internetaktivitäten der Bundesbehörden ent-
wickelt worden und sichert u. a. die geforderte Barrierefreiheit
der Internetangebote. Die BBA nutzte die Umstellung auf das
neue Redaktionssystem dazu, das bestehende Internetangebot
neu zu strukturieren und zu ergänzen.
Der Beirat spricht seineAnerkennung für das hohe Niveau von
„bba-Aktuell“ aus. bba-Aktuell ist ein ideales Medium, um die
Belegschaft über das Geschehen in der BBAzu informieren. Den
weiter fortschreitenden Personalabbau sehen die Beiratsmitglie-
der mit großer Sorge. Wichtige Arbeitsbereiche drohen wegzu-
brechen und die Kontinuität ist in vielenAufgabengebieten nicht
mehr gewährleistet. Ein weiterer Stellenabbau ist auch deswegen
nicht vertretbar, weil der Umfang der gesetzlichenAufgaben ste-
tig zunimmt und zudem neueAufgaben hinzukommen. Beispiel-
haft wird auf den Bereich der Pflanzengesundheit verwiesen; der
Aufwand und die Verantwortung, die sich im Zuge der EU-Har-
monisierung für die BBA ergeben haben, sind immens. Die neu
hinzugekommene Bewertung von Bioziden ist ohne zusätzliches
Personal ebenfalls nicht zu leisten. Der Beirat unterstützt nach-
drücklich die Bedarfsmeldung der BBA an das BMELV für die-
sen Bereich. Der Beirat mahnt davor, dass die neuen Aufgaben
die Wahrnehmung anderer gesetzlich zugewiesener Aufgaben
gefährden könnten. So ist es nicht vertretbar, Abstriche bei der
Bewertung des Prüfbereichs „Wirksamkeit von Pflanzenschutz-
mitteln“ zu machen.
Konzept für eine zukunftsfähige Ressortforschung im
Geschäftsbereich des BMELV
Präsident BACKHAUS stellt das Konzept des Ministeriums für eine
zukunftsfähige Ressortforschung im Geschäftsbereich des
BMELV vor. Die Entwicklung eines Konzeptes war vom Vor-
gängerministerium mehrfach verschoben worden. Die BBA be-
trachtet das Konzept als zukunftsweisend und plädiert für eine
zügige Umsetzung. Ein erstes Gespräch von ST LINDEMANN mit
den Leitern der Bundesforschungsanstalten hat hierzu stattge-
funden. Die BBA hat mündlich und schriftlich Stellung genom-
men und Ergänzungsvorschläge unterbreitet. Nach Ansicht des
Beirats sollte das Konzept noch weiterentwickelt werden. Der
Beirat plädiert für den Erhalt des Standortes Dossenheim. Auf
den Bedarf an Steillagenforschung, der auch langfristig abge-
deckt werden muss, wird verwiesen. Hierzu sollte gemeinsam
mit dem Land Rheinland-Pfalz nach Lösungen gesucht werden.
Der Beirat appelliert, dass bei der Zusammenführung sowohl
fachliche als auch sozialeAspekte berücksichtigt werden sollten.
Die BBA sollte sich auch weiterhin aktiv an der Ausgestaltung
des Konzeptes beteiligen und z. B. auch Vorschläge für die Or-
ganisationsstruktur unterbreiten.
Evaluation der Agrarforschung durch den Wissen-
schaftsrat
Der Beirat trägt die Einschätzung des Wissenschaftsrates zur
Bedeutung der Agrarforschung nicht mit. Die Agrarforschung
hat nach wie vor eine erhebliche Reputation in der Gesell-
schaft. Der vorgeschlagene Weg der Clusterbildung wird un-
terstützt. Allerdings sollten die verschiedenen Typen der For-
schungsinstitutionen auch darauf achten, Alleinstellungsmerk-
male zu behalten. So ist für die Ressortforschung die Bindung
an die Universitäten nicht prioritär, sondern die Wahrnehmung
der gesetzlichen Aufgaben und die Abdeckung des Entschei-
dungshilfebedarfs der Bundesregierung. Zudem ist die For-
schung anwendungsbezogen. Die Vorschläge des Wissen-
schaftsrates zu den Agrarfakultäten sieht der Wissenschaftsrat
mit Sorge. Die Konkurrenz der Agrarfakultäten darf nicht dazu
führen, dass das Lehrangebot zu stark auf die Grundlagenwis-
senschaften ausgerichtet wird.
Erfahrungen bei der Bewertung der Wirksamkeit von
Pflanzenschutzmitteln in der BBA
Der Beirat spricht der BBAseineAnerkennung dafür aus, dass es
trotz des erheblichen Personalabbaus zu keiner Verschlechterung
des Prüfungs- und Zulassungsverfahrens von Pflanzenschutz-
mitteln durch die BBAgekommen ist. Das Engagement der BBA
im Bereich der Lückenindikation wird gewürdigt.
Regelungen zur Gentechnik und biologischen Sicher-
heitsforschung in der BBA
Der Beirat stellt fest, dass die Hoffnung, dieman in die neue Bun-
desregierung in Bezug auf die Stärkung der Grünen Gentechnik
gesetzt hatte, eher enttäuschtwurde.DieGegner derGrünenGen-
technik haben erreicht, dass die Pflanzenzüchter in ein schlech-
tes Licht geraten sind. Der Beirat würdigt, dass die BBAhier viel
zu einer Versachlichung des Themas getan hat. Verbraucher-
schützer/-beraterstellen haben leider eine vorgefertigte Meinung,
die nicht immer ausgewogen ist. Leider ist nur ein Bruchteil der
Bevölkerung aufgeklärt. Die BBA darf in ihrem Engagement
nicht nachlassen, im Rahmen ihrer MöglichkeitenAufklärung zu
betreiben. Vorlaufforschung heißt, dass untersucht werden muss,
ob Gefahren für den Menschen bestehen können, d. h. dass Ge-
fahrenpotenziale abgeschätzt werden müssen. Der Beirat stellt
fest, dass die BBA zeitnah auf den Bedarf im Hinblick auf die
biologische Sicherheit reagiert hat. Der Beirat begrüßt ausdrück-
lich, dass die BBA sich verstärkt um die Klärung wissenschaftli-
cher Fragen bemüht, die im Zusammenhang mit der gezielten
Nutzung phytopathogener Mikroorganismen zur Gefährdung
von Pflanzenbeständen und Ernteerzeugnissen stehen können.
Dadurch wird den neuen Produktions- und Vermarktungsszena-
rien Rechnung getragen. Der Beirat sieht auch Forschungsbedarf
hinsichtlich der Bewertung des Nutzens der Grünen Gentechnik.
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Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats der
Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirt-
schaft (BBA)
Der Wissenschaftliche Beirat beschließt die folgende Stellung-
nahme:
Am 21. November 2006 traf sich der Wissenschaftliche Beirat
der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft
(BBA) in Braunschweig zu seiner 41. Sitzung. Im Ergebnis der
Beiratssitzung nimmt der Wissenschaftliche Beirat der BBA zu
den folgenden Themen Stellung:
– Der Wissenschaftliche Beirat der Biologischen Bundesanstalt
für Land- und Forstwirtschaft sieht den weiter fortschreiten-
den Personalabbau mit großer Sorge. Dieser Personalabbau ist
nicht vertretbar, weil wichtige Kompetenzfelder der BBA
wegzubrechen drohen und die sachgerechte Wahrnehmung
der gesetzlichen Aufgaben sowie die Kontinuität in vielen
Forschungsgebieten nicht mehr gewährleistet ist. Er ist auch
deswegen nicht hinnehmbar, weil der Umfang der gesetzli-
chen Aufgaben der BBA stetig zugenommen hat und zudem
kontinuierlich neue Arbeitsbereiche hinzukommen.
Mit dem Mittelstandsentlastungsgesetz wurde der BBA die
Bewertung von Bioziden übertragen, die ohne zusätzliches
Personal nicht zu leisten ist. Der Wissenschaftliche Beirat un-
terstützt daher nachdrücklich die Bedarfsmeldung der BBAan
das BMELV für diesen Bereich.
Im Zuge der EU-Harmonisierung nehmen Umfang der Auf-
gaben und die Verantwortung der BBA für weitere Tätig-
keitsfelder, wie der Pflanzengesundheit, der Bewertung des
Wirksamkeitsbereiches von Pflanzenschutzmitteln und der
Prüfung von Pflanzenschutzgeräten, weiter zu.
Es ist aus der Sicht des Wissenschaftlichen Beirats nicht ver-
tretbar, dassAbstriche an derWahrnehmung der gesetzlich zu-
gewiesenen Aufgaben gemacht werden.
– DerWissenschaftliche Beirat betrachtet das Konzept des Bun-
desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz für eine zukunftsfähige Ressortforschung im Ge-
schäftsbereich des BMELV als zukunftsweisend und plädiert
für eine zügige Umsetzung.
Der Wissenschaftliche Beirat unterstützt die Vorschläge der
BBA zur Weiterentwicklung des Konzepts.
Er plädiert für den Erhalt des Standortes Dossenheim.Auf den
Bedarf an Steillagenforschung im Weinbau, der auch lang-
fristig abgedeckt werden muss, wird verwiesen. Gemeinsam
mit dem Land Rheinland-Pfalz sollte nach Lösungen gesucht
werden.
Der Beirat appelliert, dass bei der Zusammenführung sowohl
fachliche als auch sozialeAspekte berücksichtigt werden soll-
ten. Die BBA sollte sich auch weiterhin aktiv an der Ausge-
staltung des Konzeptes beteiligen und z. B. auch Vorschläge
für die Organisationsstruktur unterbreiten.
– Der Wissenschaftliche Beirat nimmt die Einschätzung des
Wissenschaftsrates zur Bedeutung der Agrarforschung und
die Empfehlungen zu den Agrarfakultäten mit Sorge zur
Kenntnis. Die Bewertung derAgrarforschung durch den Wis-
senschaftsrat wird durch den Wissenschaftlichen Beirat nicht
mitgetragen. NachAnsicht desWissenschaftlichen Beirats hat
die Agrarforschung nach wie vor eine erhebliche Reputation
in der Gesellschaft. Für die Bundesrepublik Deutschland,
Agrarimporteur Nummer 1 in der Welt, besteht zudem gerade
im Agrarbereich eine besondere Verantwortung für die For-
schung als Brückenschlag speziell mit Partnern in der Dritten
Welt.
Der vorgeschlagene Weg der Clusterbildung wird unterstützt.
Allerdings sollten die verschiedenen Typen der Forschungs-
institutionen darauf achten, Alleinstellungsmerkmale zu be-
halten. Für die Ressortforschung ist die Bindung an die Uni-
versitäten nicht prioritär, sondern die Wahrnehmung der ge-
setzlichen Aufgaben und die Abdeckung des Entscheidungs-
hilfebedarfs der Bundesregierung.
– Der Wissenschaftliche Beirat stellt fest, dass die Hoffnung,
die man in die neue Bundesregierung gesetzt hat, den Bereich
der Grünen Gentechnik stärker zu betonen, eher enttäuscht
wird.
Der Beirat würdigt, dass die BBA viel zu einer Versachli-
chung des Themas getan hat. Die BBA darf in ihrem Engage-
ment nicht nachlassen, im Rahmen ihrer Möglichkeiten Auf-
klärung zu betreiben. Vorlaufforschung heißt, dass untersucht
werden muss, ob Gefahren für den Menschen entstehen kön-
nen, d. h. dass Gefahrenpotenziale abgeschätzt werden müs-
sen. Der Beirat stellt fest, dass die BBAzeitnah auf Bedarf im
Hinblick auf die biologische Sicherheit reagiert hat.
Der Beirat begrüßt ausdrücklich, dass die BBA sich verstärkt
um die Klärung wissenschaftlicher Fragen bemüht, die im Zu-
sammenhang mit der gezielten Nutzung phytopathogener Mi-
kroorganismen zur Gefährdung von Pflanzenbeständen, Ern-
ten, Ernteerzeugnissen stehen können. Dadurch wird den
neuen Produktions- und Vermarktungsszenarien Rechnung
getragen.
Der Beirat sieht auch Forschungsbedarf hinsichtlich der Be-
wertung des Nutzens der Grünen Gentechnik.
Protokoll: H. BEER (Kleinmachnow)
Dr. Joachim Schiemann
ist Honorarprofessor der Universität
Lüneburg
Die FakultätWirtschafts-, Verhaltens- und Rechtswissenschaften
der Universität Lüneburg hat Herrn Dr. JOACHIM SCHIEMANN zum
Honorarprofessor ernannt. Seine Antrittsvorlesung hielt er im
Rahmen einer akademischen Feier im Januar 2007.
Prof. Dr. SCHIEMANN leitet die Fachgruppe Gentechnik und
biologische Sicherheit des Institutes für Pflanzenvirologie, Mi-
krobiologie und biologische Sicherheit der Biologischen Bun-
desanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA). Seit 2002 ist er
zusätzlich Lehrbeauftragter der Universität Lüneburg. Dort dis-
kutiert er regelmäßig mit Studierenden aus dem Bereich „Mar-
keting und Technologiemanagement“ hauptsächlich Fragen der
modernen Biotechnologie.
Die Kolleginnen und Kollegen der BBA und des Pflanzen-
schutzdienstes der Länder gratulieren Herrn SCHIEMANN herzlich
zur Ernennung zum Honorarprofessor.
SABINE REDLHAMMER (Braunschweig)
PERSONALIEN
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100 Erratum 
Erratum -
Druckfehler in Abbildung 2 auf Seite 55 der Märzausgabe 
HORST D. MOHR et al.: Minimierung des Kupfereinsatzes im ökologischen Weinbau unter besonderer Berücksichtigung der 
Blattbeläge und ihrer Wirkung gegen den Falschen Mehltau (Plasmopara viticola) - Teil 1: 2002 bis 2003 (Nachrichtenbl. Deut. 
Pflanzenschutzd. 59 (3), 49-58, 2007): In diesem Artikel haben sich auf Seite 55 in der Abbildung 2c und 2d leider "Druck-
fehler" eingeschlichen. 
Wir bitten deshalb um Beachtung der folgenden korrekten Darstellung der Abbildung 2: 
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Abb. 2. Vergleich der Abwaschungsverluste bei Blättern (Ober- und Unterseite) von Topfreben für die Kupfermittel Funguran, Funguran-OH, 
Cueva und SPU 01760-F im Regensimulator. 
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